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Beklagte und Revisionsbeklagtc.

Der 5° Senat des Bundessozialgerichts hat auf die
mündliche Verhandlung vom 18. Juli 1974

durch die Richter 5 c h r 6 d e r , M a y

und R a u s c h e r und die ehrenamtlichen

Richter Dr. L i n d e und B e e r
für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des

Landessozialgerichts Niedersachsen vom

22° Januar 1973 wird zurückgewiesen°

Außergerichtliche Kesten des Revisionsverfahrens

haben sich die_Beteiligten nicht zu erstatten.
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Unter den Beteiligten ist streitig, ob bei dem dem Kläger

gewährten Kneppschaftsruhegeld die Zeit vom 1. Oktober

191d bis zum 3. November 1916 als AusfallzCit zu berück—

sichtigen ist.

Das Knappschaftsruhegeld wurde dem am 1900

geborenen Kläger mit Bescheid vom 23. Februar 1968 ab
1. November 1965 :ugebilligt. Bei der Festsetzung der

{Che des Ruhegelds wurde u.a. die streitige Zeit als

Ausfallseit gewertet, weil sich der Kläger während

dieser Zeit in einer Schreinerlehre befand. Hierbei

wurde übersehen, daß er damals das 16. Lebensjahr noch
nicht vollendet hatte. Gegen den Bescheid legte der

Kllger aus anderen Gründen Widerspruch ein. Die Wider-

srrtchsstelle gab dem Widerspruch mit Bescheid vom

6. September 1968 teilweise statt, wies aber auch

darauf hin, daß bei der Heubercchnung die Lehrseit vor
Vollendung des 16. Lebensjahres nicht mehr als Ausfall—

zeit zu entschädigen sei.

Die Beklagte erteilte darauf einen weiteren Bescheid

vom 18. Oktober 1968. Die Neufeststellung ergab ohne

Berücksichtigung der streitigen Zeit als Ausfallzeit

eine monatliche Rentenhöhe von 566,10 DM. Aus Gründen

der Besitzstandswahrung wurde jedoch die bisherige

monatliche Rente in Höhe von 576,60 DM weitergezahlt.

Gegen den Widerspruchsbescheid vom 6. September 1968

erhob der Kläger Klage vor dem Sozialgericht (SG)

Hannover. In der Niederschrift über den letzten

Termin zur mündlichen Verhandlung am 16. Dezember 1970
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vor dem SG heißt es u.a.:

”Der Vertreter der Beklagten erklärte:
'Ich bin bereit, die im Antrag des Klägers
vom 16. Dezember 1970 unter der laufenden
Nr. 1 geltend gemachten Ausfallzeiten anzu—

rkennen, sofern sie sich nicht m't Beitrags—
zeiten überschneiden. Ich bitte mir jedoch
nachzulassen‚ diese Frag ce in meinem Büro
anhand der Akten überprüfen zu können. Die
geltend gemachten Ansprüche unter der lau—
fenden Nr. 2 erkenne ich an.’ " .........

Zu den in Nr. 1 des Antrages des Klägers im Schriftsatz vom
16. Dezember 1970 genannten Adsfallzeiten gehörte auch

die in eies em Verfahren streitige Ausfallseit.

Es erging folgendes Urteil vom 16. Dezember 1970:

1) Die Bescheide der Beklagten vom 23.2. und
6.9.1968 werden geändert.

2) Die Beklagte wird verurteilt, das Alters—
ruhegeld des Klägers um die Beitragsse eiten
vom 26.3. bis 31.12.1923, 1.3. bis 30. 6.1925,
1.8.1925 bis 22.7.1927, 2 .7.1927 bis 15.9.
1929 und vom 15.10.1929 bis 1.4.1930 zu er—
hühen.

3) Die Beklagte hat dem Kläger die Kosten des
Rechtsstreits zu erstatten.

Das Urteil enthält also keine Entscheidung über die streitige

Ausfallzeit. Es'wurde recht skräfti

Die Beklagte erteilte nach der Rechtskraft des Urteils einen

».usführungsbes cheid vom 8. Juli 1971, in welchem das

Knappscheftsruhegeld vom 1. November 1965 an in Höhe von

820,10 DM monatlich neu festgme etz , die hier streitige

Zeit aber nicht als Aus fallzeit berücksic ügt nur de. Der

Kläger legte gegen den Aus führungsbes cheid Widerspruch ein;

im Widerspruchsbescheid vom 6. März 1972 wurde der Wider—

tnspruch insoweit zurückgewiesen, als die Berücksichtig' g der

.Lehrzei t vor Vollendung des 16. Lebensjahres als Ausfalls:1t
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begehrt wurde. Auf die dagegen erhobene Klage hat das

SG Hannover mit Urteil vom
16.

August 1972 die Bescheide

der Beklagten abgeändert und die Beklagte verurteilt,

bei der Gewährung des Altersruhegeldes des Klägers die
Zeit

vom 1. Oktober 1914 bis zum 3. November 1916 als

Ausfallseit zu berücksichtigen. Auf die dagegen von

der Beklagten eingelegte Berufung hat das Landessozial—

gericht (LSG) Niedersachsen mit Urteil vom 22. Januar
1973 das Urteil des SG aufgehoben und die Klage abge-

wiesen.

Das LSG geht davon aus, die streitige Zeit sei keine

Ausfallzeit im Sinne des 5 1259 Abs. 1 Nr. 4 a der

Reichsversicherungsordnung (RVG), weil der Kläger

während dieser Zeit das 16. Lebensjahr noch nicht voll—

endet gehabt habe und daher diese Zeit bei der Renten—

festsetsung im Bescheid vom 23. Februar 1968 zu Unrecht

als Ausfallzeit berücksichtigt werden sei. Die Beklagte

habe aber diese Fehler berichtigen können, denn sie sei

an eindeutig falsche Berechnungsfaktoren nicht gebunden.

Sie habe oie falschen Faktoren durch die richtigen er—

setzen können, habe jedoch — wie geschehen — mindestens

den bisherigen Rentenbetrag weitergewähren müssen. Auch

aus der Brk ürung des Vertreters der Beklagten in der

mündlichen Verhandlung vor dem SG am 16. Dezember 1970

ktnne der Kläger ein Recht auf Berücksichtigung der

streitigen Zeit als Ausfallseit nicht herleiten. Es sei

schon zweifelhaft, ob es sich bei dieser Erklärung um

ein Anerkenntnis der Beklagten im Sinne des @ 101 Abs. 2

eos Sozialgerichtsgesetzes (SSG) handele, denn aus der

Siteungsniederschrift gehe nicht hervor, daß der Kläger

das Anerkenntnis angenommen.habe. Möglich sei auch, daß

die Beteiligten einen TeilVergleich hätten abschließen

wollen oder abgeschlossen hätten. Obwohl eine ent—

sprechende Erklärung (Zustimmung) des Vertreters des
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Klägers nicht in die Sitzungsniederschrift aufgenommen

werden sei, seien die Beteiligten of fen51'cht li ch darin ei n“; g

gewesen, daß das SG über den strei 'ti gen Teil der Lehrsei t

keine Entscheidung habe treffen sollen. Sowohl beim üner—

kenntnis als bei einem Vergleich bestehe aber keine Bindung

der Beklagten, denn nach % 101n“ s.‘l SSG sei ein Vergleich

nur : lüssig, soweit die Beteiligten über den Gegenstand

der lilage verfügen könnten._ßs dürften also nur solche

Vergleiche geschlossen werden, die mit dem objektiven Recht

im Einklang ständen. Das heiße aber nichts anderes, als daß

die Versicherungsträger nur die gesetzlich oder satzung£-

mäßig vorgesehenen Leistungen im Wege des Vergleichs ge—

währen dürften. Dieser Grundsatz muss auch für das Aner—

kenntnis gelten. Da die Lehrseit des Klägers aber nur in—

soweit als Ausfallseit berücksichtigt werden könne, als

sie nach Vollendung des 16. Lebensjahres fortdauere, sei

die Beklagte en die Erklärung ihres Vertreters in der münd—

lichen Verhandlung vor dem SG am 16. Dezember 1970 nicht

gebunden. Gegen das Urteil hat das LSG die Revision zuge—
lassen.

Zur Begründung der von ihm eingelegten Revision trägt der

Kläger vor, es könne dahingestellt bleiben, ob im Termin

zur
mündlichen Verhandlung ein Anerkenntnis abgegeben cder

ein Vergleich abgeschlossen werden s i. Entscheidend sei,

3 es sich hierbei um einen Vollstreckungstitel handele,C
.

(}

.„.rtr.ser nur durch eine neue Vereinbarung aus der Welt su schusgen

sei. Das Urteil des LSG sei auch widersprüchlich, einerseits

würde die Auffassung vertreten, daß unricht ge Berechnung

faktoren nicht in Rechtskraft erwüehsen, der Status (der

isherige Betrag der Rente) aber erhalten bleibe, jedoch

komme das im Urteilstenor nicht zum Ausdruck. Die vom LSG

g meinte sogenannte Abschmelzung könne dann nicht zum Zuge

kommen, wenn die zunächst besCheidmäßig anerkannten un—

richtigen Faktoren später im Rechtsstreit durch Vergleich

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


4__1oder Anerkenntnis bestätigt worden seien. Hinsicht-ich

der Wirksamkeit eines Vergleichs oder Ancrkenntnisses

komme es nicht darauf an, ob die Verwaltung den Ver—

wa tungsakt hätte erlassen "dürfen", sondern darauf,

ob si ihn hätte erlassen "können"°

Der Kläger beantragt,

das Urteil des Landessozialgerichts Nieder—
1

sa nsen vom 22. Januar 1973 aufzuheben undc
die Berufung der Beklagten gegen das Urteil

des Sozialgerichts Hannover zurückzuweiscn.

Die Beklagte beantragt,

die Revision des Klägers gegen das Urteil

des Lcnd ss Zi lgerichts Niedersachsen voma

22, Januar 2973 zurücksuveisen.

Sie trägt vor, daß sich die Bindung5wirku g nach % 77

566 nicht auf die Bercchnungsfaktore
‚.habe daher die ralschen durch die ri

t nersetzen können. Der Besitzs d des K rs sei dabeiCl

festge—

n

t

igen Faktoren

e

gewahrt werden, denn sie habe statt de 0

+

u

stellten Rente in Höhe von 566,10 DM mon lich dem

nKläger weiterhin die bis dahin gewährte Re tenleistung

von 576,60 DM weitergezahltu Im Termin zur mündlichen

Verhandlung am 16. Dezember 1970 sei weder ein gericht—

licher Vergleich im Sinne des 5 101 Abs. 1 SGG ge—
rchlossen noch sei ein Anerkenntnis nach 5 101 Abs. 2

sec abgegeben werden. Einem etwaigen Vergleich fehle

die Zustimmung des Klägers, ein etwaiges Anerkenntnis

sei vom kläger nicht angenommen Werden. Ein_bloßes An—

arkenntnis habe keine rechtliche Wirkung; es beende den
Rechtsstreit in der Hauptsache nur dann, wenn der Kläger

das Anerkenntnis auch annehme° Daß däs Anerkenntnis

nicht angenommen werden sei, folge auch daraus, daß der
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in diesem Termin gestellte Klagantrag unter l„ die Verur—

teilung der Beklagten zur Anerkennung der im Ursprungs—

bescheid anerkannt gewesenen Ausfallseiten eingeschlossen

habe. Beim Vorliegen eines rechtswirksamen Vergleichs oder

eines angenommenen Anerkenntnisses hätte der Klagantr C
)

Li
l

i soweit eingeschränkt werden müssen. Folglich habe das

Urteil des SG Hannover vom 16„ Dezember 1970 den vom Kläger

erhobenen Anspruch nach Berücksichtigung einer Ausfallseit

ab Oktober 1914 übergangen, denn hierüber sei in dem Urteil

offenbar nicht entschieden werden. An sich liege hier ein

Fall des 9 140 Abs. 1 SGG Ver.-Die ergänzende Entscheidung

sei aber nicht binnen eines Monats nach der Zustellung des

erstinstanzlichen Urteils beantragt worden; daher müsse

davon ausgegangen werden, daß der Anspruch des Klägers

insoweit abgewiesen werden sei, Schließlich sei die Er—

klärung des Vertreters der Beklagten im Termin
am

16. Dezember 1970 auch unter Vorbehalt abgegeben werden;

der gleiche Richter sei in seiner späteren Entscheidung

am 16. August 1972 nicht von einem Vergleich ausgegangen°

Auch könne sich die Verwaltung nicht in einem Vergleich

oder Anerkenntnis Verpflichten, etwas zu tun, was dem

objektiven Recht eindeutig widerspreche. Für den Fall, daß

entgegen der von ihr vertretenen Ansicht ihre Bindung an

den Rentenfeststellungsbescheid vom 23. Februar 1968 bswe

an die Erklärung ihres Terminvertreters vom 16. Dezember 1970

bejaht werden sollte, stelle sich die Frage, ob es sich

bei dem Verlangen des Klägers nicht um eine unzulässige

Rechtsausübung (Verstoß gegen den Grundsatz von Treu und

'Glauben — 5 242 Bürgerliches Gesetzbuch *) handle, wenn

er eine ihm günstige formale Rechtsposition ausnütse,

obwohl das materielle Recht dem geltend gemachten Anspruch

eindeutig entgegenstehe.
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II

Die zulässige Revision des Klägers ist nicht begründet.

Das LSG ist zu dem Ergebnis gekommen, daß die Beklagte

bei der Festsetzung des Knapbschaftsruhegeldes des

Klägers im Ausführungsbescheid vom 8. Juli 1971 die

Zeit vom 1. Oktober 1914 bis zum 3. November 1916 nicht

als Ausfallzeit berücksichtigen mußte. Diesem Ergebnis

ist — wenn auch mit einer anderen Begründung — zuzu—
stimmen.

Das vorliegende Verfahren richtet sich gegen den Aus-

führungsbescheid vom 8. Juli 1971, durch den dem Kläger

eine laufende Rentcnleistung von monatlich 820,10 DM

zugesprochen wurde. Der Kläger macht geltend, der Aus—

führungsbescheid entspreche nicht dem Ergebnis des

vorangegangenen, durch ein Teilanerkenntnis oder Teil—

vergleich und dem Urteil des SG vom 16. Dezember 1970

rechtskräftig abgeschlossenen vorhergehenden Verfahrens.

Mit dieser Begründung ist die erneute Anfechtung eines

Ausführungsbescheids möglich.

Als Ausfallzeit kann nach 5 57 Nr. 4 a des Reichsknapp—

schaftsgesetzes — RKG — (= 5 1259 Abs. 1 Nr. 4 a RVO =
€ 36 Nr. 4 a Angestelltenversicherungsgesetz) nur eine

nach Vollendung des 16. Lebensjahres liegende abge-

schlossene, nicht versicherungspflichtige oder ver—
sicherungsfreie Lehrzeit anerkannt werden, der Kläger

vollendete aber das 16. Lebensjahr erst am 4. November

1916. Die Beklagte hatte also im Bescheid vom 23. Februar

1968 die streitige Zeit irrtümlich als Ausfallzeit an—
erkannt. Als dieser Fehler erkannt werden war, hatte

die Beklagte in einem weiteren Bescheid vom 18. Oktober

1968 die Rente ohne diese Ausfallseit festgesetzt, aber

aus Gründen der Besitzstandswahrung die monatliche Rente
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in der bisherigen Höhe von 576,60 DM monatlich weiter—

gezahlt° Dieser Bescheid war gemäß 5 96 SGG Gegenstand des

bereits beim SG anhängigen Verfahrens geworden° Das Urteil

des SC enthält keinen Ausspruch darüber, ob die Beklagte

die Rente ohne die Berücksichtigung der streitigen Zeit

als Ausfallzeit unter der Voraussetzung neu festsotzen

kennte,_daß dem Kläger zur Wahrung des Besitzstandes die

Rente in der bisher gezahlten Höhe weitergewährt wurde°

Offensichtlich ging das Gericht mit den Beteiligten bei

seiner Entscheidung davon aus, daß diese Frage durch GiC

vom Vertreter der Beklagten im Termin am 16° Dezember 1970

abgegebene Erklärung erledigt sei,-In dem jetzt gegen den

Ausführungsbescheid vom 8. Juli 1971 anhängig gemachten

Rechtsstreit ist lediglich zu prüfen, ob die Beklagte nach

der von ihrem Vertreter im Termin zur mündlichen Ver—

handlung am 16. Dezember 1970 abgegebenen Erklärung ver—

pflichtet ist, die streitige Zeit als Ausfallzeit zu
berücksichtigen. Wenn das LSG in den Gründen des mit der

Rev sion angefochtenen Urteils ausführt, die Beklagte habe

im Bescheid vom 18„ Oktober 1968 die neue Berechnung durch—

führen können, sie sei aber verpflichtet gewesen, den bis—

herigen Rentenbetrag — wie auch geschehen — wCiterzugewühren,

so entsprechen diese Ausführungen zwar der Rechtsprechung

des Bundessozialgerichts‚ jedoch war das in diesem Ver—

fahren nicht mehr zu prüfen, denn das gegen den Bescheid

vom 18° Oktober 1968 anhängig gewesene Verfahren war bereits

rechtskräftig abgeschlossen.

Die Beklagte konnte trotz der von ihrem Vertreter im Termin

zur
gündlichen Verhandlung am 16° Dezember‘1970 abgegebenen

Erklärung in dem Ausführungsbescheid vom 8. Juli 1971 die

Rentenbezüge des Klägers festsetzen, ohne die Zeit vom

1° Oktober 1914 bis zum 3„ November 1916 als Ausfallzeit

zu berücksichtigen. Hierzu kann dahihgestellt bleiben, ob

ein wirksames T\ilanerkenntnis_oder ein wirksamer Teil—
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„.1o _

vergleich schon deshalb nicht angenommen werden kann,

weil die Sitzungsniederschrift vom 16. Dezember 1970

keine knnahme— oder Zustimmungserklärung des Prozeßbevoll—

mdchtigten des Klägers enthält, denn a 5 dem Wortlaut

der Erklärung ergibt sich, daß sich der Vertreter der

Beklagten noch nicht völlig und endgültig binden wollte°

Auf gru.d dieser Lklärung war jedenfalls hinsichtlich

der damals unter der laufenden Nr. 1 geltend gemachten

streitigen Ausfallzeit das anhängige Verfahren bei der

Verkündung des nachfolgenden Urteils am 16. Dezember

1970 ncch nicht endgü tig abgeschlossen. Die Beklagte

hat mit der in der Sitzungsniederschrif festgehaltenen

Erklärung die vor der Vollendung des 16. Lebensjahres

lieg once Lehrze it des IHl„cers ncch nicht verbindlich

und abschließend als Ausfallz eit an<zrkannt. In dieser

Erkltrung machte cie Beklagte die Anerkennung vielmehr

vom Lrgebni 5 einer Prüfung abhlngig, die noch durchzu—

führen 310 sich aus drtcll ch wo behalten und in Aus—

sicht gestellt hatte. Die solchermaßen an das Ergebnis

:rklnft;gcn Handelns gebundene Erklärung erfüllt nicht

die Voraussetzungen, die an einen gerichtlichen (Teil—)

Vergleich oder ein gerichtliches (Teil—)Anerkenntnis

mit Rücksicht auf ihren den Rechtsstreit abschließenden

Charakter zu stellen sind. Es ist des halb auch nrcht

richtig, daß der Kläger davon ausgeht , die vom Vertreter

der Beklagten abgegebene Erklärung stelle einen Voll—

streckungstitel dar. Aus einer derartigen Er ]:lärung

konnte noch nicht vollstreckt werden.

Allerdings hat der Vertreter der Beklagten mit der von

ihm im Termin zur mündlichen Verhandlung abgegebenen

l■rung zugesagt, daß die Beklagte d_*e streitige Lus—

fall:eit anerkennen \erde, sofern sie sich nicht mit

Beitragssahlungen überschneide, und wenn er diese Frage

in seinem Büro anhand der A:ten überprüft habe° Die

Lberprüfung ergab, daß keine Überschneidung der streitigen
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Zeit mit Beitragszeiten verlag, so daß_nunmehr darüber zu
entscheiden ist, welche Rechtsfolgen sich aus dieser Zusage

ergeben. In Übereinstimmung mit dem Beschluß der II„ Ab—

teilung des 44. Deutschen Juristentages (Band II s. D 107
der Verhandlungen des„44„ Deutschen Juristentages in

Hannover) ist der Senat der Ansicht, daß eine Behörde, die

zu bestimmten hoheitlichen Maßnahmen befugt ist, auch

bereChtigt ist, Zusagen zu geben, die sich auf diese

künftige Maßnahme beziehen (vorweggenommene Zukunftsbindung)°

Er ist aber auch der Ansicht, daß eine derartige Zusage
grundsätzlich nicht verbindlich ist, wenn die zugesagte Maß—

nahme offensichtlich gegen geltendes Recht verstoßen würde

(so auch BSG 23, 248, 252). Ein uneingeschränkter Vertrauens—
schutz des durch eine Zusage Begünstigten würde.zuar zur
Folge haben, daß jede Zusage eingehalten werden muß. Dies

würde aber bei einem Verstoß gegen geltendes Recht dem

Grundsatz der Gesetsmäßigkeit der Verwaltung widersprechen.

Sowohl der Grundsatz des Vertrauensschutzes als auch der

Grundsatz der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung leiten sich

aus dem Verfassungsgrundsatz der Rechtsstaatlichkeit ab,

wobei aber hier der Vertrauensschutz in einem Spannungs—

verhältnis zu den gesetzwidrigen Folgen steht, die sich

aus der Erfüllung der Zusage ergeben würden° Verstößt eine

solche Zusagewie hier offensichtlich gegen geltendes
Recht, muß nach Ansicht des Senats der Grundsatz der Gesetz—

mäßigkeit der Verwaltung Vorrang vor dem Verträuensschutz

haben, so daß eine solche Zusage nicht verbindlich ist.

Für die Entscheidung des vorliegenden Falles kann es dahin—

gestellt bleiben, ob eine Behörde im Einzelfall gleichwohl

ausnahmsweise für eine danach nicht verbindliche Zusage

einzustehen hat, weil Treu und Glauben dies erfordern; denn

es sind auch keine Gesichtspunkte erkennbar, denen zufolge

es Treu und Glauben erfordern könnte, daß die Beklagte

ausnahmsweise für die nichtverbindliche Zusage einzustehen

hat. Die Folgen der Nichteinhaltung der Zusage sind für

..12_

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


e 12 _

den Kläger nicht besonders schwerwiegend, denn ein

Schaden ist ihm dadurch nicht entstanden; er hat trotz

Nichteinhaltung der Zusage das erhalten, was
ihm

gese

lich zustand. Außerdem mußte den Beteiligten bei Ab

der Zusage aus dem vorangegangenen rechtskräftig ab e

Schlesrenen Verlahren bekannt sein, daß etwas zugesagt

uurde, was offensichtlich gegen geltendes Recht ver—

stieß‚

Deshalb war die Revision der Beklagten zurückz weisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 SGG.
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